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ist im Bayernatlas unter BayernAtlas - der Kartenviewer des Freistaates Bayern zu finden. 

Der Bereich der Flächennutzungsplanänderung ist bei einem solchen Ereignis mehrere De-

zimeter überflutet. Aus dem Baugesetzbuch ergeben sich im Hinblick auf den Hochwasser-

schutz und die Hochwasservorsorge Pflichten zur Kennzeichnung und nachrichtlichen Über-

nahme von Flächen in Flächennutzungsplänen, für die bauliche Vorkehrungen oder Siche-

rungsmaßnahmen erforderlich sind. 

 

Im Sinne einer umfassenden, nachhaltigen Vorsorge gegen Wassergefahren und damit ver-

bundenen Reduktion von Risiken empfehlen wir die bei Extremhochwasser betroffenen Flä-

chen im Flächennutzungsplan zu kennzeichnen. Bei der weiteren Planung sind Maßnahmen 

zur Hochwasservorsorge auch bei Starkniederschlagsereignissen zu berücksichtigen. 

 

Altlasten: 

 

Aufgrund der historischen Nutzung als ehemalige Wolldeckenfabrik von 1950 – 1983 sind 

Schadstoffeinträge aus der Vergangenheit grundsätzlich nicht auszuschließen. Das Flurstück 

Fl.Nr. 3332 ist deshalb auch im Altlastenkataster mit der ABuDIS-Nr. 18700062 eingetragen. 

Weitere Unterlagen liegen uns bislang nicht vor. 

Aus bodenschutzfachlicher Sicht empfehlen wir daher die Altlastensituation rechtzeitig, spä-

testens aber vor der Überbauung zu klären. Die weitere Planung und die Bebauung der Flä-

chen sind durch einen Sachverständigen nach § 18 BBodSchG zu begleiten. Dieser hat eine 

Aussage zu treffen, ob es durch die historische Nutzung zu schädlichen Bodenveränderun-

gen im Sinne von § 2 Abs. 3 BBodSchG gekommen ist oder eine Grundwassergefährdung 

zu besorgen ist. Bei entsprechenden Erkenntnissen sind das Landratsamt Rosenheim und 

das Wasserwirtschaftsamt Rosenheim unverzüglich einzuschalten. Es kann dann über weite-

re Maßnahmen, auch im Hinblick auf die Baumaßnahmen entschieden werden. Die Ergeb-

nisse sind in einem Bericht zusammenzufassen und den beteiligten Behörden unaufgefordert 

vorzulegen. 

Die geplante Versickerung von gesammeltem Niederschlagswasser ist nur in unbelasteten 

Bereichen außerhalb von Verfüllungen zulässig. Planungen diesbezüglich sind rechtzeitig 

wasserrechtlich zu beantragen und fachlich mit dem Wasserwirtschaftsamt abzustimmen.  

 

Das Wasserwirtschaftsamt empfiehlt unbenommen abfallrechtlicher Regelungen das Aus-

hubmaterial zu separieren, entsprechend der abfallrechtlichen Vorgaben zu deklarieren und 

ordnungsgemäß in Rücksprache mit dem Landratsamt Rosenheim schadlos gegen Nach-

weis zu verwerten oder zu entsorgen. 

 

 











Beteiligung der Träger öffentlicher Belange an der Bauleitplanung 
(§ 4 Abs. 1 Baugesetzbuch) 

 
Wichtiger Hinweis: 

Mit der Beteiligung wird Ihnen als Träger öffentlicher Belange die Gelegenheit zur Stellungnahme im Rahmen Ihrer Zustän-
digkeit zu einem konkreten Planverfahren gegeben. Zweck der Stellungnahme ist es, der Gemeinde die notwendigen In-
formationen für eine den gesetzlichen Anforderungen (§ 1 Abs. 7 BauGB) entsprechende Abwägung und damit für ein 
sachgerechtes und optimales Planungsergebnis zu verschaffen. Die Stellungnahme ist zu begründen; die Rechtsgrundla-
gen sind anzugeben, damit die Gemeinde den Inhalt nachvollziehen kann. Die Abwägung obliegt der Gemeinde. 

 Zutreffendes ist angekreuzt oder ausgefüllt! 

1. Beabsichtigte Planung 
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2. Stellungnahme als Träger öffentlicher Belange 
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Markt Bruckmühl, Rathausstraße 4, 83052 Bruckmühl 
 

 
 23. Änderung des Flächennutzungsplanes                                                mit Landschaftsplan 

 

 
Bebauungsplan 
 

 Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 80 „ehemalige Wolldeckenfabrik“ 
 

 als vorhabenbezogener Bebauungsplan 
 

 mit Grünordnungsplan 

 
 Erlass einer Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB 

 
 

 Erlass einer Satzung nach § 35 Abs. 6 BauGB 
 
 

Frist für die Stellungnahme 
18.06.2021 

Name/Stelle des Trägers öffentlicher Belange (mit Anschrift und Tel.-Nr.)  
 
AELF Rosenheim, Prinzregentenstraße 39, 83022 Rosenheim (Tel.: 08031/3004-1000) 
 

 
 keine Äußerung 

 

 
 Ziele der Raumordnung, die eine Anpassungspflicht nach § 1 Abs. 4 BauGB auslösen 

 
 
 
 
 
 
 
 

 
 Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, die den o. g. Plan berühren können, mit Angabe des Sach-
stands  
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delung dieser drei Einzelhandelsbetriebe in benachbarte Gebäude wie beispielsweise das be-

stehende Gebäude südlich der Straße „Gewerbepark BWB“ ist laut Aussage der Marktgemein-

de denkbar. Hier ist im Erdgeschoss laut Vorhabens- und Entwicklungsplan weitere Einzelhan-

delsnutzung geplant. 

Der Bereich südlich des Triftbaches soll mit Mehrfamilienhäusern sowie einer Kindertagesstätte 

neu bebaut werden. Hierbei sollen auch Teile der angrenzenden gewerblichen Bereiche (E-

Werk Pfisterer) einbezogen werden. 

Langfristig soll der bestehende Lidl-Markt abgebrochen und am selben Standort in einem Ge-

bäude im Erdgeschoss, mit Stellplätzen im ersten und zweiten Obergeschoss sowie Wohnun-

gen im dritten Obergeschoss realisiert werden. 

Der Planungsbereich ist laut Planungsunterlagen ca. 4,73 ha groß und im rechtswirksamen 

Flächennutzungsplan der Marktgemeinde nördlich des Triftbachs als gewerbliche Baufläche 

und südlich des Triftbachs als Grünfläche dargestellt. Im Zuge der 23. Flächennutzungs-

planänderung soll der Bereich im Osten als gewerbliche Baufläche, im Nordosten als Sonder-

baufläche mit der Zweckbestimmung „Großflächiger Einzelhandel mit Wohnen“ und in den üb-

rigen Bereichen als Urbanes Gebiet dargestellt werden.  

 

Bewertung 

Einzelhandel 

Die geplante Verkaufsflächenerweiterung des bestehenden Discounters auf eine Verkaufsflä-

che von 1.345 m² ist als Einzelhandelsgroßprojekt zu bewerten und fällt somit in den Anwen-

dungsbereich der Ziele des Landesentwicklungsprogramms Bayern (LEP) 5.3: Lage im Raum 

(vgl. LEP 5.3.1), Lage in der Gemeinde (vgl. LEP 5.3.2) sowie zulässige Verkaufsflächen (vgl. 

LEP 5.3.3).  

 

Wie bereits in unserer Stellungnahme vom 12.07.2019 im Rahmen einer Voranfrage zu vorlie-

gender Bauleitplanung festgestellt, stehen die über einen gemeinsamen Parkplatz mit dem 

bestehenden Lidl-Markt verfügenden, vorhandenen Einzelhandelsnutzungen zwar mit dem Lidl-

Markt in einem räumlich-funktionalen Zusammenhang, jedoch bilden sie keine Einzelhandels-

agglomeration gem. LEP 5.3.1 (Z), da diese Ansammlung von Läden nicht erheblich überörtlich 

raumbedeutsam ist.  

 

Lage im Raum  

Gem. LEP 5.3.1 Z dürfen Flächen für Einzelhandelsgroßprojekte nur in Zentralen Orten aus-

gewiesen werden. Der Markt Bruckmühl liegt gem. LEP 2.2.1 Anhang 2 Strukturkarte im Ver-

dichtungsraum Rosenheim und ist gem. Regionalplan Südostoberbayern Karte 1 Raumstruktur 

als Grundzentrum ausgewiesen. Damit ist die Ausweisung von Flächen für Einzelhandelsgroß-

projekte im Markt Bruckmühl grundsätzlich möglich.  

 

Lage in der Gemeinde  

Die Flächenausweisung hat an städtebaulich integrierten Standorten zu erfolgen (LEP 5.3.2 Z). 

Laut Begründung zu Ziel LEP 5.3.2 sind städtebaulich integrierte Lagen, Standorte innerhalb 

eines baulich verdichteten Siedlungszusammenhangs mit wesentlichen Wohnanteilen, oder 

direkt angrenzend, die über einen anteiligen fußläufigen Einzugsbereich und eine ortsübliche 

Anbindung an den öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) verfügen.  

Bei vorliegendem Standort handelt es sich um eine städtebaulich integrierte Lage innerhalb 

eines baulich verdichteten Siedlungszusammenhang mit wesentlichen Wohnanteilen, die über 
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einen anteiligen fußläufigen Einzugsbereich und eine ortsübliche Anbindung an den öffentli-

chen Personennahverkehr verfügt. 

 

Zulässige Verkaufsflächen  

Durch Flächenausweisungen für Einzelhandelsgroßprojekte dürfen die Funktionsfähigkeit der 

Zentralen Orte und die verbrauchernahe Versorgung der Bevölkerung im Einzugsbereich die-

ser Einzelhandelsgroßprojekte nicht wesentlich beeinträchtigt werden. Soweit sortimentsspezi-

fische Verkaufsflächen die landesplanerische Relevanzschwelle überschreiten, dürfen Einzel-

handelsgroßprojekte soweit in ihnen Nahversorgungsbedarf oder sonstiger Bedarf verkauft 

wird, 25 v.H., und soweit in ihnen Innenstadtbedarf verkauft wird, für die ersten 100.000 Ein-

wohner 30 v.H. der sortimentsspezifischen Kaufkraft im einschlägigen Bezugsraum abschöpfen 

(vgl. LEP 5.3.3 Z). Die geplante Verkaufsflächenerweiterung auf 1.345 m² für den Discounter 

überschreitet nicht die landesplanerisch zulässige Verkaufsflächenobergrenze.  

 

Wasserwirtschaft 

Die Fläche befindet sich laut Regionalplan Südostoberbayern (RP 18) B IV 5.3 Z überwiegend 

in einem Überschwemmungsgebiet und laut Informationsdienst Überschwemmungsgefährdete 

Gebiete in einem wassersensiblen Bereich sowie fast vollständig in einer Hochwassergefahren-

fläche HQextrem. Überschwemmungsgebiete sollen erhalten werden. In dem Maße wie Über-

schwemmungsgebiete in Anspruch genommen werden, ist auf gleicher Planungsebene bei 

entsprechendem Hochwasserschutz für Ersatz zu sorgen. Die Darstellungen der Über-

schwemmungsgebiete in der Karte 2 des RP 18 haben lediglich hinweisenden Charakter und 

der genaue Grenzverlauf ist in jedem Einzelfall zu prüfen. Wir bitten um Abstimmung mit dem 

Wasserwirtschaftsamt im Sinne des o.g. Ziels.  

 

Immissionsschutz 

Die geplanten Wohngebäude befinden sich in unmittelbarer Nachbarschaft zu bestehenden 

Gewerbebauten. Gem. Art. 6 Abs. 2 Nr. 7 Bayerisches Landesplanungsgesetz (BayLplG) sol-

len der Schutz der Allgemeinheit vor Lärm und die Reinhaltung der Luft sichergestellt werden. 

Die Ergebnisse der schalltechnischen Untersuchung sind diesbezüglich mit der unteren Immis-

sionsschutzbehörde abzustimmen. 

 

Natur und Landschaft 

Im Süden des Planungsbereichs befinden sich mehrere Biotope und ein Naturdenkmal. Ob sich 

die Planung mit den Schutzzwecken dieser Gebiete vereinbaren lässt, ist mit der unteren Na-

turschutzbehörde zu klären. 

Innenentwicklung 

Zur Verringerung der Inanspruchnahme von Grund und Boden sollen der Innenentwicklung und 

flächensparenden Siedlungsformen Vorrang eingeräumt werden (vgl. Landesentwicklungspro-

gramm Bayern (LEP) 3.2 Z und Regionalplan Südostoberbayern (RP 18) B II 1 G). Die Nutzung 

des Nachverdichtungspotenzials v.a. für die geplante Wohnnutzung ist daher zu begrüßen. 

 

Erneuerbare Energien 

Die Festsetzungen im Bebauungsplan zur Nutzung regenerativer Energien entsprechen den 

Festlegungen des LEP-Ziels 6.2.1 und des Regionalplanziels (RP 18) B V 7.1, wonach erneu-

erbare Energien verstärkt zu erschließen und zu nutzen sind. 

 









 
zu 2.4 Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit

§ 18 BNatSchG sieht für die Bauleitplanung (Flächennutzungsplan, Bebauungsplan) und für
Verfahren zu Innenbereichssatzungen nach § 34 Abs. 4 S. 1 Nr. 3 BauGB die Anwendung
der Vorschriften des BauGB vor, wenn aufgrund dieser Verfahren Eingriffe in Natur und
Landschaft zu erwarten sind. Nach § 1 a Abs. 3 Satz 1 BauGB ist die Eingriffsregelung mit
ihren Elementen Vermeidung und Ausgleich im Bauleitplanverfahren in der Abwägung nach
§ 1 Abs.7 BauGB zu berücksichtigen.
Die vorgeschlagene Ausgleichsfläche und deren Herstellungs- und Folgepflege muss
inhaltlich naturschutzfachlich wie folgt angepasst werden:

Zu verwenden ist autochthones Saatgut aus UG 17 und autochthone Gehölze aus
Wuchsgebiet 6.1
Schröpfschnitt (nicht Kröpf-) nach Angaben des Saatgutherstellers
Mahdtermine für die ersten Jahre müssen nicht festgelegt sein, wenn das Ziel die
Ausmagerung ist
Fachlich kann auf die Hecke/Baumpflanzung entlang der Südseite verzichtet werden.
Deutlich sinnvoller ist diese Pflanzung in Nord-Südrichtung also entlang der Ostgrenze.

Parkplätze auf Bereich 3332/153 und /154 sollten auch „übergrünt“ werden mit
Pflanzgeboten, dies stellt eine gebotene Vermeidungsmaßnahme für den gewählten Faktor
bei der Ermittlung des Eingriffs dar.


